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In dem Urteil des II. Zivilsenats des Bundesgerichtshofes 
vom 29. Mai 1989? Seite 2 muß der vorletzte Absatz richtig 
heißen:

"Es wird festgestellt, daß der zwischen den 
Parteien abgeschlossene Dienstvertrag vom 
20. Oktober 1978 mit Ablauf des 31« Oktober 
1986 beendet worden ist."

Karlsruhe, den 1 4 . August 1989

Geschäftsstelle des II. Zivilsenats 
des Bundesgerichtshofes

Boppel
Justizhauptsekretär



Nachschlagewerk: ja
BGHZ:____________ nein

BGB § 622 Abs. 1; AktG 1965 § 84 Abs. 3

Die Beendigung des Dienstvertrages, den ein Vorstands­
mitglied mit einer Aktiengesellschaft abschließt, kann 
durch Vereinbarung der Parteien an den Widerruf der 
Organbestellung i.S. des § 84 Abs. 3 AktG gekoppelt 
werden.

Beruht der Widerruf auf dem Vertrauensentzug durch die 
Hauptversammlung, der nicht aus offenbar unsachlichen 
Gründen erfolgt ist, tritt die Beendigung des Dienst­
vertrages erst mit Ablauf der Frist des § 622 Abs. 1 
Satz 2 BGB ein.

BGH, Urt. v. 29. Mai 1989 II ZR 220/88 - OLG Karlsruhe
LG Mannheim



BUNDESGERICHTSHOF

■M NAMEN DES VOLKES

TI ZR 220/88 URTEIL Verkündet am:
29. Mai 1989 
Boppel
JustizhauptSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

in dem Rechtsstreit

Am B r

Kläger
und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr.

g e g e n

p® B H H ® " Wer^e AG, vertreten durch den Aufsichtsrat, 
bestehend aus J. Richard WBBBy Dr. Wulf-Henrich D B M  
David A . Anthony R. VBHHI, Helmut und
Helmut s t f T s M » t r .

Beklagte
und Revisionsbeklagte,

- Prozeßbevollmächtigte:

wv

Rechtsanwälte Prof. 
Dr. u. Dr.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


2

Der II. Zivilsenat des Bundesgerichtshofes hat auf 
die mündliche Verhandlung vom 29. Mai 1989 durch den 
Vorsitzenden Richter Boujong und die Richter Dr. Bauer 
Dr. Hesselberger, Röhricht und Dr. Henze

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil 
des 15. Zivilsenats des Oberlandesgerichts 
Karlsruhe vom 8. Juli 1988 im Kostenpunkt und 
insoweit aufgehoben, als der Kläger die Fest­
stellung begehrt, daß der am 30. September
1986 erfolgte Widerruf seiner Bestellung zum 
Mitglied und Vorsitzenden des Vorstandes der 
Beklagten den Dienstvertrag vom 20. Oktober 
1978 nicht vor dem 31. Oktober 1986 beendet 
hat. Insoweit wird die Anschlußberufung der 
Beklagten gegen das Teilurteil der 2. Kammer 
für Handelssachen des Landgerichts Mannheim 
vom 29. Mai 1987 zurückgewiesen und der Tenor 
dieses Urteils wie folgt neu gefaßt:

Es wird festgestellt, daß der zwischen den 
Parteien abgeschlossene Dienstvertrag vom 
20. Oktober 1978 mit Ablauf des 31. Oktober
1987 beendet worden ist.

Die weitergehende Revision des Klägers wird 
zurückgewiesen.



Der Kläger trägt
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a) von den Kosten der Revisionsinstanz 26/27 
der Gerichtskosten und 27/28 der außerge­
richtlichen Kosten,

b) von den Kosten der Berufungsinstanz 49/50.

Im übrigen fallen die Kosten der Rechtsmit­
telverfahren der Beklagten zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Der Kläger ist durch Aufsichtsratsbeschluß vom 
20. Oktober 1978 mit Wirkung vom 1. Oktober 1978 zum Mit­
glied und Vorsitzenden des Vorstandes der Beklagten, einer 
Aktiengesellschaft, bestellt worden. Diese Bestellung ist 
mehrfach - zuletzt im Juli 1985 bis zum 30. September 1988 - 
verlängert worden. Nachdem es zwischen ihm und der Allein­
aktionärin der Beklagten zu Meinungsverschiedenheiten insbe­
sondere über die Frage gekommen war, ob - und gegebenenfalls 
auf welche Weise - die Zahl der bei der Beklagten beschäf­
tigten Arbeitnehmer gesenkt und einem verringerten Produk-
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tionsvolumen angepaßt werden könne, entzog ihm diese auf der 
Hauptversammlung vom 30. September 1986 mit der Begründung, 
zwischen der Aktionärin und dem Vorstandsvorsitzenden hätten 
sich angesichts der prekären wirtschaftlichen Lage der Ge­
sellschaft unüberbrückbare Meinungsverschiedenheiten über 
die Geschäftspolitik entwickelt und in letzter Zeit ver­
schärft, förmlich das Vertrauen. Der noch an demselben Tage 
zu einer Sitzung einberufene Aufsichtsrat widerrief die Be­
stellung des Klägers zum Mitglied und Vorsitzenden des Vor­
standes der Beklagten im Hinblick auf diesen Beschluß der 
Hauptversammlung aus wichtigem Grund. Zugleich stellte er 
fest, daß der mit dem Kläger am 20. Oktober 1978 abgeschlos­
sene Dienstvertrag beendet sei. Insoweit heißt es in Ab­
schnitt 10 des Vertrages wie folgt:

"Sollte die Bestellung als Vorstandsmitglied und 
Vorsitzender des Vorstandes gemäß § 75 Abs. 3 AktG 
(wichtiger Grund) widerrufen werden, so endet damit 
auch dieser Dienstvertrag."

Ferner wurde der Dienstvertrag mit Schreiben des Auf­
sichtsratsvorsitzenden vom 30. September 1986 - ebenfalls 
entsprechend dem vorgenannten Beschluß des Aufsichtsrats - 
fristlos aus wichtigem Grund sowie nach Abschnitt 8 des 
Dienstvertrages fristgemäß zum 30. September 1987 gekün­
digt .

Der Kläger wendet sich u.a. gegen den Widerruf seiner 
Bestellung zum Mitglied und Vorsitzenden des Vorstandes 
(Klageantrag zu 1) und gegen die Kündigung des Dienstvertra­
ges sowie - hilfsweise - auch dagegen, daß dieser mit dem 
Widerruf seiner Organstellung wirksam beendet worden sei
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(Klageantrag zu 2). Er macht ferner Gehaltsansprüche geltend 
(Klageantrag zu 4) und möchte die Verpflichtung der Beklag­
ten zur Erfüllung ihrer Pensionszusage (Klageantrag zu 3) 
und zur Leistung von Schadenersatz (Klageantrag zu 5) fest­
gestellt wissen. Das Landgericht hat durch Teilurteil fest­
gestellt, daß die am 30. September 1986 erfolgte fristlose 
Kündigung unwirksam ist und das Anstellungsverhältnis zum 
30. September 1987 endet. Es hat die Klage bezüglich des 
weitergehenden Klageantrages zu 2 und der Klageanträge zu 1 
und 5 abgewiesen. Das Berufungsgericht hat die dagegen ge­
richtete Berufung des Klägers zurückgewiesen und auf die An­
schlußberufung der Beklagten die weitergehende Klage, über 
die das Landgericht erkannt hat, abgewiesen.

Der Senat hat die Revision nur insoweit angenommen, als 
sich der Kläger mit seinem Hilfsantrag dagegen wendet, daß 
der Dienstvertrag vom 20. Oktober 1978 mit dem Widerruf 
seiner Organstellung wirksam beendet worden ist. Im Umfang 
der Annahme der Revision, deren Zurückweisung die Beklagte 
beantragt, verfolgt der Kläger sein Klagebegehren weiter.

Entscheidunqsqründe:

Die Revision führt, soweit sie angenommen worden ist, 
in dem erkannten Umfange zur Aufhebung des Berufungsurteils 
und zu der Feststellung, daß der zwischen den Parteien abge-
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schlossene Dienstvertrag vom 20. Oktober 1978 mit Ablauf des 
31. Oktober 1986 beendet worden ist. Die weitergehende Revi­
sion hingegen ist nicht begründet.

Das Berufungsgericht ist davon ausgegangen, daß durch 
die in Abschnitt 10 des Dienstvertrages getroffene Regelung 
dessen Beendigung über die in § 75 Abs. 3 AktG 1937 enthal­
tenen Gründe der groben Pflichtverletzung und der Unfähig­
keit zur ordnungsgemäßen Geschäftsführung hinaus auch an den 
Vertrauensentzug durch die Hauptversammlung gekoppelt und 
der Dienstvertrag durch den vom Aufsichtsrat der Beklagten 
ausgesprochenen Widerruf der Organstellung des Klägers am 
30. September 1986 beendet worden ist. Die Nichtbeachtung 
der in § 622 Abs. 1 Satz 2 BGB enthaltenen Frist sei ange­
sichts des zwischen vorzeitiger und planmäßiger Beendigung 
des Anstellungsverhältnisses liegenden Zeitraums sowie der 
fehlenden Schutzbedürftigkeit des Klägers als Organmitglied 
von solch untergeordneter Bedeutung, daß sie eine abweichen­
de Beurteilung der vereinbarten Klausel nicht zu rechtferti­
gen vermöge.

I.

Die Revision wendet sich ohne Erfolg dagegen, daß das 
Berufungsgericht Abschnitt 10 des Dienstvertrages gemäß 
§§ 133, 157 BGB dahingehend ausgelegt hat, dessen Beendigung 
trete auch dann ein, wenn die Organstellung des Klägers auf­
grund Vertrauensentzuges durch die Hauptversammlung, der 
nicht auf offenbar unsachlichen Gründen beruht, widerrufen
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werde. Diese Auslegung kann nicht beanstandet werden. Nach 
zutreffender Ansicht des Berufungsgerichts mußte sich der 
Kläger als Vorstandsvorsitzender einer Aktiengesellschaft 
auch mit den für diese geltenden gesetzlichen Vorschriften 
vertraut machen. Demzufolge war es für ihn zumindest erkenn­
bar, daß die in Abschnitt 10 des Vertrages zitierte Vor­
schrift des § 75 Abs. 3 AktG dem im Zeitpunkt des Vertrags­
schlusses geltenden Aktienrecht nicht entsprach. Die ver­
tragliche Gestaltung des Abschnittes 10 ergibt eindeutig, 
daß die Beklagte die Beendigung des Dienstvertrages an die 
Wirksamkeit des Widerrufs der Vorstandsbestellung koppeln 
wollte. Da der Kläger mangels anderweitiger Absprache der 
Parteien davon ausgehen mußte, daß diese Frage nach gelten­
dem Recht geregelt werden sollte, war es für ihn auch hin­
reichend deutlich, daß die Beklagte der Regelung die Vor­
schrift des § 84 Abs. 3 AktG 1965 zugrunde legen und die 
Beendigung des Dienstvertrages von dem Vorliegen eines wich­
tigen Grundes i.S. dieser Vorschrift abhängig machen wollte. 
Damit hätte er das Zitat des § 75 Abs. 3 AktG als sich auf 
das Aktiengesetz 1937 beziehendes Fehlzitat werten müssen. 
Dadurch war aber für ihn zugleich erkennbar, daß nach dem 
Willen der Beklagten der nicht aus offenbar unsachlichen 
Gründen durch die Hauptversammlung ausgesprochene Vertrau­
ensentzug als Widerrufsgrund für die Vorstandsbestellung 
auch als Grund für die Beendigung des Dienstvertrages ver­
einbart werden sollte.
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II.

Die Revision ist der Ansicht, die Auflösung des Dienst­
vertrages für die Zukunft könne nicht, wie das in dem Ab­
schnitt 10 geschehen sei, in der Weise an den Widerruf der 
Organbestellung gekoppelt werden, daß dessen Beendigung 
automatisch mit der Wirksamkeit des Widerrufs eintrete. Eine 
solche Regelung sei gemäß § 134 BGB nichtig, weil sie zu 
einer Verknüpfung von Organbestellung und Dienstvertrag in 
einem einheitlichen Rechtsgeschäft führe und somit gegen die 
Vorschrift des § 84 AktG verstoße, welche die Trennung von 
Organ- und Dienstverhältnis zwingend gebiete und damit zu­
gleich deren Verbindung zu einem Rechtsgeschäft untersage. 
Dem kann in dieser Allgemeinheit nicht gefolgt werden.

1. Die Trennung, die das Gesetz zwischen dem Organver­
hältnis und dem Dienstvertrag vollzieht, gebietet nicht un­
abdingbar, daß jegliche Verknüpfung zwischen beiden Rechts­
vorgängen durch rechtsgeschäftliche Vereinbarung zu unter­
bleiben hat. Allerdings dürfen die Vereinbarungen, die das 
zwischen Aktiengesellschaft und Vorstandsmitglied bestehende 
Dienstverhältnis regeln, in die Ausgestaltung des Organver­
hältnisses nicht eingreifen. Wenn auch zwischen beiden 
Rechtsverhältnissen gewisse Zusammenhänge bestehen, die zu 
tatsächlichen und rechtlichen Auswirkungen aufeinander füh­
ren können, gebührt der Organstellung im Hinblick auf ihre 
wesentliche Bedeutung für die eigenverantwortliche Leitung 
und gesetzliche Vertretung der Aktiengesellschaft im Inter­
esse des Unternehmens der Vorrang vor der dienstvertrag­
lichen Regelung (BGHZ 79, 39, 41 ff.; Mertens in Kölner
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Komm., 2. Aufl. § 34 Rdnrn. 2, 7 und 42; Martens in FS 
Werner 1984, 495, 507 f.; 511). Dieser Vorrang hat im Gesetz 
darin seinen Niederschlag gefunden, daß die Dauer des 
Dienstvertrages auf den für die Organbestellung höchstzuläs­
sigen Zeitraum beschränkt und eine Vereinbarung über ihre 
Verlängerung nur für den Fall der Verlängerung der Organ­
bestellung (§ 84 Abs. 1 Satz 2 AktG) zugelassen wird (§ 84 
Abs. 1 Satz 5 AktG). Ziel dieser Regelung ist es, die Ent­
schließungsfreiheit des Aufsichtsrats im wohlverstandenen 
Unternehmensinteresse der Aktiengesellschaft zu gewährlei­
sten und zu verhindern, daß dessen Entscheidung über die 
Neubestellung eines Vorstandsmitglieds durch den Fortbestand 
des Dienstvertrages und die sich daraus ergebenden finan­
ziellen Belastungen nachhaltig beeinflußt wird (Martens in 
FS Werner a.a.O. S. 508). Da somit die das Dienstverhältnis 
regelnde Vereinbarung dem Organverhältnis nachrangig ist, 
kann es unter diesem Gesichtspunkt auch nicht ausgeschlossen 
sein, daß die Beendigung des Dienstvertrages an den Widerruf 
der Organbestellung gekoppelt wird. Auch die Entschließungs­
freiheit des Aufsichtsrats wird dadurch, daß die vorzeitige 
Beendigung des Dienstvertrages durch schuldrechtliche Ver­
einbarung von der Abberufung des Organs abhängig gemacht 
wird, nicht beeinträchtigt.

2. Entgegen der Ansicht der Revision führt die gerügte 
Koppelungsvereinbarung auch nicht unter dem Gesichtspunkt 
des § 84 Abs. 3 Satz 4 AktG zur Nichtigkeit gemäß § 134 BGB. 
Machen die Parteien eines Dienstvertrages dessen Beendigung 
von dem Widerruf des Organverhältnisses abhängig, tritt 
diese auflösende Bedingung nur dann ein, wenn der Widerruf
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der Bestellung rechtmäßig erfolgt ist. Ist die Abberufung 
unrechtmäßig vorgenommen worden, hindert das zwar ihre vor­
läufige Wirksamkeit aufgrund der in § 84 Abs. 3 Satz 4 AktG 
getroffenen Regelung nicht. Das betroffene Organmitglied hat 
es jedoch in der Hand, die Feststellung ihrer Unwirksamkeit 
mit Rechtskraftwirkung herbeizuführen, so daß die auflösende 
Bedingung nicht eintritt und dem Organmitglied die Rechte 
aus dem Vertrag erhalten bleiben (Mertens in Kölner Komm. 
a.a.O. § 84 Rdnr. 50).

III.

Die Revision meint, die in § 84 Abs. 3 Satz 5 AktG für 
die Ansprüche aus dem Anstellungsvertrag vorgenommene Ver­
weisung auf die allgemeinen Vorschriften sei als Hinweis auf 
das Dienstvertragsrecht des bürgerlichen Rechts zu verste­
hen, das eine Erweiterung der Kündigungsmöglichkeiten über 
die in § 626 Abs. 1 BGB aufgeführten Voraussetzungen hinaus 
allenfalls bis zur Grenze des § 622 BGB ermögliche. Eine 
anstellungsvertragliche Regelung, welche die Beendigung des 
Dienstvertrages an den Widerruf der Organstellung knüpfe, 
ohne daß den Voraussetzungen des § 626 Abs. 1 BGB Rechnung 
getragen werde, sei wegen Verstoßes gegen ein gesetzliches 
Verbot gemäß § 134 BGB nichtig. Diesen Ausführungen der Re­
vision ist insoweit zu folgen, als die von ihr gerügte Ver­
einbarung an der in § 622 BGB getroffenen Regelung ihre 
Grenze findet.

1. Aus der in § 84 Abs. 3 Satz 5 AktG für die Ansprüche 
aus dem Anstellungsvertrag enthaltenen Verweisung auf die
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allgemeinen Vorschriften folgt, daß der zwischen Vorstands­
mitglied und Aktiengesellschaft geschlossene Anstellungsver­
trag den Vorschriften des Dienstvertragsrechts (§ 611 ff. 
BGB) unterstellt wird. Diese sehen eine Auflösung des 
Dienstverhältnisses vor dem Ablauf der Zeit, für die es ab­
geschlossen worden ist (§ 620 Abs. 1 BGB, § 84 Abs. 1 Satz 1 
AktG), nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes (§ 626 
Abs. 1 BGB) vor. Allerdings können Vorstandsmitglied und 
Aktiengesellschaft in den Dienstvertrag eine Vereinbarung 
aufnehmen, nach der die Kündigung des Vertrages aus densel­
ben Gründen zulässig ist, aus denen die Bestellung zum Vor­
standsmitglied widerrufen werden kann (Sen.Urt. v. 11. Mai 
1981 - II ZR 126/80, WM 1981, 759, 760; Hefermehl in Geßler/ 
Hefermehl/Eckardt/Kropff, AktG, 1974, § 84 Rdnr. 92; Mertens 
in Kölner Komm. a.a.O. § 84 Rdnr. 138; Säcker, BB 1979,
1321, 1322; zweifelnd Schwerdtner in MünchKomm., 2. Aufl.
§ 626 Rndr. 16). Das beinhaltet eine vertragliche Erweite­
rung der eine Auflösung des Dienstvertrages herbeiführenden 
Gründe, da die Voraussetzungen, unter denen eine außeror­
dentliche Kündigung gemäß § 626 Abs. 1 BGB ausgesprochen 
werden darf, enger gezogen sind als der Kreis der Gründe, 
die den Widerruf der Organstellung erlauben (§ 84 Abs. 3 
Satz 2 AktG). Insbesondere berechtigt der nicht aus offenbar 
unsachlichen Gründen durch die Hauptversammlung der Aktien­
gesellschaft ausgesprochene Vertrauensentzug nicht ohne 
weiteres, vor allem bei Geringfügigkeit oder Fehlen eines 
schuldhaften Verhaltens, zur fristlosen Kündigung des An­
stellungsverhältnisses (Sen.Urt. v. 11. Mai 1981 
- II ZR 126/80 a.a.O. S. 759 m.w.N.). Die Kündigung des 
Dienstvertrages aus einem Grunde, der lediglich kraft Ver-
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einbarung zur vorzeitigen Auflösung des Vertrages führt, ist 
aber nur unter Wahrung der Mindestfrist des § 622 Abs. 1 
Satz 2 BGB möglich. Diese Regelung enthält zwingendes Recht, 
da die in § 622 Abs. 1 BGB vorgesehene Kündigungsmöglichkeit 
allein im Rahmen der für den vorliegenden Fall maßgebenden 
Vorschrift des § 622 Abs. 1 Satz 2 BGB abbedungen werden 
kann. Sie gilt für Vorstandsmitglieder einer Aktiengesell­
schaft entsprechend (Sen.Urt. v. 11. Mai 1981 - II ZR 126/80 
a.a.O. S. 760; Schwerdtner in MünchKomm. a.a.O. § 622 
Rdnr. 6).

2. Die Vorschrift des § 622 BGB soll nicht nur dem Ar­
beitgeber eine sachgemäße Personalplanung ermöglichen, son­
dern sie dient auch dazu, den Arbeitnehmer bis zum Antritt 
einer neuen Dienststellung so weitgehend wie möglich vor dem 
Eintritt wirtschaftlicher Nachteile zu schützen (Schwerdtner 
in MünchKomm. a.a.O. § 622 Rdnr. 1). Fraglich ist, ob dieser 
Schutz zugunsten eines Vorstandsmitgliedes auch dann zwin­
gend eingreift, wenn der Anstellungsvertrag nicht durch eine 
Kündigung aufgelöst wird, sondern seine Beendigung vereinba­
rungsgemäß auflösend bedingt durch den Widerruf der Organ­
stellung eintreten soll. Das wird verneint von Mertens 
(Kölner Komm. a.a.O. § 84 Rdnr. 138), im übrigen wird in der 
Literatur die Zulässigkeit einer solchen Koppelung der Been­
digung des Anstellungsvertrages an den Widerruf des Organ­
verhältnisses bejaht, ohne daß die Regelung des § 622 Abs. 1 
Satz 2 BGB in diesem Zusammenhang erörtert wird (Mertens in 
Kölner Komm. a.a.O. Rdnrn. 50 und 127; Hefermehl in Geßler/ 
Hefermehl/Eckardt/Kropff a.a.O. § 84 Rdnr. 43; Meyer- 
Landruth in Großkomm. z. AktG, 3. Aufl. § 84 Rdnr. 48; 
Wiesner in Müncher Handbuch des Gesellschaftsrechts, 1988,
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§ 21 Rdnr. 78; Fleck WM 1968 Sonderbeilage 3 S. 10; vgl. 
auch Sen.Urt. v. 16. Februar 1967 - II ZR 53/66, WM 1967, 
540, 541).

Die aufgeworfene Frage ist dahin zu beantworten, daß 
die Beendigung des zwischen einem Vorstandsmitglied und 
einer Aktiengesellschaft geschlossenen Dienstvertrages, die 
von dem Widerruf des Organverhältnisses abhängig gemacht 
wird, erst nach Ablauf der Frist des § 622 Abs. 1 Satz 2 BGB 
eintritt, soweit der Widerruf auf dem Vertrauensentzug durch 
die Hauptversammlung beruht, der nicht aus offenbar unsach­
lichen Gründen erfolgt ist.

Die Trennung, die das Gesetz zwischen dem Organverhält­
nis einerseits und dem Anstellungsverhältnis andererseits 
vollzieht, und der Vorrang, den die Organstellung gegenüber 
der dienstvertraglichen Regelung genießt, finden, wie be­
reits ausgeführt, letztlich ihren Grund darin, daß eine un­
abhängige, allein an dem Unternehmensinteresse orientierte 
Leitung und Vertretung der Aktiengesellschaft auf Dauer 
sichergestellt werden soll. Das Dienstvertragsverhältnis 
bleibt jedoch von den für das Organverhältnis getroffenen 
Regelungen unberührt, soweit es dieses nicht beeinträchtigt. 
Das kommt sinnfällig in der Verweisungsvorschrift des § 84 
Abs. 3 Satz 5 AktG zum Ausdruck. Das heißt mit anderen Wor­
ten, daß eine für das Anstellungsverhältnis vom Gesetz ge­
troffene zwingende Regelung, welche die Ausgestaltung des 
Organverhältnisses nicht beeinträchtigt, nicht dadurch be­
seitigt werden kann, daß das Anstellungsverhältnis durch 
Parteivereinbarung an das Organverhältnis gekoppelt wird.
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weil es im Interesse der Aktiengesellschaft geringere An­
forderungen stellt. Eine Beeinträchtigung des Organverhält­
nisses stellt die unter die Frist des § 622 Abs. 1 Satz 2 
BGB gestellte Koppelungsvereinbarung nicht dar. Das folgt 
schon daraus, daß die Kündigungsfrist vom Aktiengesetz für 
den Fall der Auflösung des Dienstvertrages durch Kündigung 
aufgrund der im § 84 Abs. 3 Satz 5 AktG enthaltenen Verwei­
sung ohne Bedenken akzeptiert wird. Würde man eine Koppe­
lungsvereinbarung, wie sie von den Parteien getroffen worden 
ist, zulassen, ohne daß der Frist des § 622 Abs. 1 Satz 2 
BGB Rechnung getragen würde, käme das der Umgehung dieser 
zwingenden Kündigungsvorschrift gleich (weitergehend 
Eckardt, Die Beendigung der Vorstands- und Geschäftsführer­
stellung in Kapitalgesellschaften, 1989, S. 152 ff.).

3. Die Parteien haben diese Frist in die Vereinbarung, 
die sie in Abschnitt 10 des Vertrages vom 20. Oktober 1978 
getroffen haben, nicht einbezogen. Das führt jedoch entgegen 
der Ansicht der Revision nicht zu ihrer Nichtigkeit. Viel­
mehr ist sie einschränkend dahin auszulegen, daß die Beendi­
gung des Vertrages nicht nur auflösend bedingt durch den 
Widerruf eintritt, sondern darüber hinaus auch befristet ist 
(§ 163 BGB). Der Senat hat eine solch einschränkende Ausle­
gung in bezug auf die Vereinbarung eines Kündigungsgrundes 
in der Entscheidung vom 11. Mai 1981 (II ZR 126/80, a.a.O.
S. 760) vorgenommen. Die Revision, die darin eine geltungs­
erhaltende Reduktion sieht, meint, diese komme im vorliegen­
den Falle schon deswegen nicht in Betracht, weil die Verein­
barung nicht nur inhaltlich reduziert, sondern völlig umge­
staltet werde. Da jedoch, wie bereits dargelegt, eine



solche Umgestaltung nicht vorliegt, bedarf es auch keiner 
Erörterung der von der Revision dazu weiter aufgeworfenen 
Fragen.

Die Revision beruft sich weiter darauf, der Kläger habe 
behauptet, bei dem Vertrag handele es sich um einen vorfor­
mulierten Vertrag i.S. des § 1 Abs. 1 AGBG, so daß bereits 
mit Rücksicht darauf eine geltungserhaltende Reduktion der 
in Abschnitt 10 des Dienstvertrages getroffenen Vereinbarung 
nicht möglich sei (zur geltungserhaltenden Reduktion bei 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen vgl. Ulmer/H. Schmidt in 
Ulmer/Brandner/Hensen, AGBG, 5. Aufl. § 6 Rdnr. 20 ff.; 
Lindacher in Wolf/Horn/Lindacher, AGBG, 2. Aufl. § 6 
Rdnr. 26 ff.). Auch wenn man mit der Revision davon ausgeht, 
die einschränkende Auslegung des Abschnittes 10 des Dienst­
vertrages sei als geltungserhaltende Reduktion zu werten, 
dringt sie mit ihrer Auffassung nicht durch. Denn sie ver­
weist in diesem Zusammenhang auf einen Tatsachenvortrag des 
Klägers, mit dem die Voraussetzungen für das Vorliegen von 
Allgemeinen Geschäftsbedingungen nicht schlüssig dargelegt 
werden. Zutreffend hat die Beklagte darauf hingewiesen, § 1 
Abs. 1 AGBG setze die Absicht einer Mehrfachverwendung vor­
aus, die als Ausdurch einseitiger Gestaltungsmacht erscheine 
(vgl. Wolf in Wolf/Horn/Lindacher a.a.O. § 1 Rdnrn. 12 - 14; 
Ulmer in Ulmer/Brandner/Hensen a.a.O. § 1 Rdnrn. 22/24). 
Gerade das ergibt sich aus dem Vortrag des Klägers nicht. 
Dieser hat nur behauptet, daß der Inhalt des mit ihm abge­
schlossenen Vertrages auch den Vereinbarungen mit anderen 
Vorstandsmitgliedern zugrundegelegt worden sei. Damit be­
stätigt er lediglich die Behauptung der Beklagten, sie habe
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bei dem Abschluß dieser Vorstandsverträge auf früher abge­
schlossene Verträge zurückgegriffen. Eine Wiederverwendungs­
absicht als Ausdruck einseitiger Gestaltungsmacht der Be­
klagten kommt in diesem Vortrag nicht zum Ausdruck.

Die in Abschnitt 10 des Dienstvertrages getroffene 
Vereinbarung ist somit dahin auszulegen, daß die Auflösung 
des Dienstvertrages einen Monat nach Wirksamkeit des Wider­
rufs der Organstellung eintritt. Da der Widerruf am 
30. September 1986 ausgesprochen worden ist, ist der Dienst­
vertrag mit Ablauf des 31. Oktober 1986 beendet worden.

IV.

Da keine weiteren tatsächlichen Feststellungen zu tref­
fen sind, kann der Senat in der Sache selbst entscheiden.



Der Klage war daher im Umfange der getroffenen Feststellung 
stattzugeben, die weitergehende Revision hingegen zurückzu­
weisen .

Boujong
Röhricht

Dr. Bauer
Dr. Henze

Dr. Hesselberger
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